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Frau Antje Grothus MdL 
Platz des Landtags 1 
40221 Düsseldorf 
 
 
 
Sitzung des Unterausschusses Bergbausicherheit  

am 4. Juli 2025 

- „Illegale Entsorgung verseuchter Böden: Wie ist der Stand der Er-
mittlungen?“ (Berichtsbitte der Fraktion der SPD v. 4. Juni 2025) 

- Sachstand der Untersuchung im Tagebau Garzweiler und in ande-
ren Tagebauen zu möglichen Umweltauswirkungen (Bericht der 
Landesregierung) 

 

Sehr geehrte Frau Vorsitzende, 

die Fraktion der SPD hat zur o. g. Sitzung um einen schriftlichen Bericht 
zum Thema „Illegale Entsorgung verseuchter Böden: Wie ist der Stand 
der Ermittlungen?“ gebeten. Gemäß der Zusage der Landesregierung zur 
fortlaufenden Unterrichtung des Unterausschusses informiert der beige-
fügte Bericht zudem über den Sachstand der Ermittlung möglicher Um-
weltauswirkungen der im Verdacht stehenden illegalen Abfallentsorgung 
in den Tagebau Garzweiler und in drei andere Tagebaue. 

In der Anlage übersende ich den mit dem Ministerium für Umwelt, Natur-
schutz und Verkehr sowie dem Ministerium der Justiz abgestimmten Be-
richt mit der Bitte, diesen an die Mitglieder des Unterausschusses für 
Bergbausicherheit weiterzuleiten. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 
 
 
 
Mona Neubaur MdL
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Bericht des Ministeriums für Wirtschaft, Industrie, Klimaschutz und 
Energie für die Sitzung des Unterausschusses Bergbausicherheit 
am 4. Juli 2025 
 
- „Illegale Entsorgung verseuchter Böden: Wie ist der Stand der Er-

mittlungen?“ (Berichtsbitte der Fraktion der SPD vom 4. Juni 2025) 

- Sachstand der Untersuchung im Tagebau Garzweiler und in ande-
ren Tagebauen zu möglichen Umweltauswirkungen 

 
In der Sitzung des Unterausschusses Bergbausicherheit am 21. März 
2025 hat das Ministerium für Wirtschaft, Industrie, Klimaschutz und Ener-
gie des Landes Nordrhein-Westfalen über den Sachstand der Untersu-
chung möglicher Umweltauswirkung aufgrund der im Verdacht stehenden 
illegalen Entsorgung belasteter Böden in den Tagebau Garzweiler berich-
tet1. Auf die vorangegangene Berichterstattung mit den Vorlagen 18/2973 
vom 18. September 2024 und 18/339 vom 10. Dezember 2024 wird inso-
weit verwiesen.  
 
Am 1. April 2025 haben das Landeskriminalamt NRW (LKA NRW), die 
Staatsanwaltschaft Dortmund (ZeUK NRW) und weitere Polizeibehörden 
rund 50 Durchsuchungsbeschlüsse in dem Ermittlungskomplex "Boden 
NRW" in NRW vollstreckt. Laut der gemeinsamen Pressemitteilung des 
LKA NRW und der ZeUK NRW vom 1. April 2025 richten sich die Ermitt-
lungen gegen mehr als 30 Beschuldigte2. Die Beschuldigten stehen im 
Verdacht, als Teile eines organisierten kriminellen Netzwerks über einen 
längeren Zeitraum hinweg tonnenweise belastete Böden und Abfälle ille-
gal entsorgt zu haben. Die Ermittlungen stehen in Zusammenhang mit 
den bereits im September 2024 und Januar 2025 durchgeführten straf-
prozessualen Maßnahmen der vorgenannten Stellen. Die Maßnahmen 
richteten sich u. a. gegen Transportunternehmer im Baustoffsektor und 
Verantwortliche von Unternehmen, welche mit der Abfallentsorgung be-
fasst sind. Sie stehen im Verdacht, belastete Böden angenommen und 
diese als vermeintlich unbelastet an verschiedenen Stellen, wie etwa im 
Tagebau Garzweiler, in weiteren Kies- und Sandgruben, aber auch auf 

                                            
1 https://www.landtag.nrw.de/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument/MMA18-
873.pdf 
2 https://lka.polizei.nrw/presse/einsatz-wegen-des-verdachts-von-schwerwiegenden-
umweltstraftaten-folgemeldung 
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Baustellen (teilweise ohne Kenntnis der Bauherren) illegal entsorgt zu ha-
ben. Umfang und Grad der Belastung der entsorgten Böden sind Gegen-
stand der laufenden Ermittlungen. Näheres dazu ist der vorgenannten 
Pressemitteilung zu entnehmen. 
 
Der vorliegende Bericht geht auf Fragen der Fraktion der SPD in der Be-
richtsbitte vom 4. Juni 2025 zum Verdacht der illegalen Abfallentsorgung 
in weitere Tagebaue neben dem Tagebau Garzweiler ein. Zudem beant-
wortet der Bericht Fragen zu anderen Tagebauen unter Bergaufsicht, in 
denen derzeit eine Verfüllung mit extern angelieferten Bodenmaterialien 
erfolgt. Darüber hinaus informiert der Bericht über den Sachstand und die 
Erkenntnisse aus den veranlassten Untersuchung möglicher Umweltaus-
wirkungen auf Schutzgüter im Tagebau Garzweiler im Zusammenhang 
mit den Ermittlungen zum Verdacht der illegalen Abfallentsorgung. 
 
Zum Tagebau Garzweiler: 
 
Parallel zu den strafrechtlichen Ermittlungen wird im Tagebau Garzweiler 
bereits seit Längerem ein Untersuchungskonzept zur Ermittlung mögli-
cher Umweltgefahren auch im Hinblick auf einen späteren Wiederanstieg 
des Grundwassers im Bereich des Tagebaus nach dem Ende der Braun-
kohlengewinnung umgesetzt. Das Untersuchungskonzept wurde im Auf-
trag der Rheinischen Baustoffwerke (RBS) von der Geotechnisches Büro 
Prof. Dr.-Ing. H. Düllmann GmbH (federführend von der anerkannten 
Sachverständigen Frau Prof. Dr. Obernosterer - Gutachterin) erstellt. Die 
Bezirksregierung Arnsberg als Bergbehörde hat das Sachverständigen-
büro ahu GmbH beauftragt, das Untersuchungskonzept zu prüfen und 
dessen Umsetzung zu begleiten. Zudem wurde das Konzept durch die 
ressortübergreifende Arbeitsgruppe (Ministerium für Wirtschaft, Industrie, 
Klimaschutz und Energie des Landes Nordrhein-Westfalen, Ministerium 
für Umwelt, Naturschutz und Verkehr des Landes Nordrhein-Westfalen, 
nachgeordnete Behörden) diskutiert und zur Umsetzung freigegeben. 
 
Das Untersuchungskonzept ist im Tagebau Garzweiler inzwischen für alle 
vier Verwertungsbereiche umgesetzt und es liegt ein Abschlussbericht 
der von RBS beauftragten Gutachterin vor. Der Abschlussbericht kommt 
zu folgenden Ergebnissen: 
 

In den vier Verwertungsbereichen wurden insgesamt 45 Bohrungen 
und Schürfe für die Probenahmen angelegt. Aus dem Bohrgut und den 



 
 
 
 
 
 
 
 
 

Seite 3 von 10 

 
Schürfen wurden insgesamt 111 Mischproben und 418 Einzelproben 
entnommen. Fremdmaterialien wurden bei den Bohrungen bzw. 
Schürfen fast ausschließlich nicht vorgefunden. Alle Mischproben und 
93 ausgewählte Einzelproben (zusammen 204) wurden nach einem 
zuvor im Kreis der Beteiligten abgestimmten Untersuchungsprogramm 
chemisch analysiert.  
 
Die durchgeführten Bodenuntersuchungen haben nach den Ausfüh-
rungen der Gutachterin keine eindeutigen Hinweise darauf geliefert, 
dass belastete Böden aus Bereichen außerhalb des Tagebaus zur Ab-
lagerung gekommen sind. Die Belastungen der Böden sind insgesamt 
sehr gering, wenn auch lokal einzelne Konzentrationen im Feststoff 
und im Eluat die Bezugswerte, nach denen ein Boden als unbedeutend 
belastet eingestuft werden kann, überschritten werden. 
 
In Teilbereichen wurden nach Angaben der Gutachterin leicht erhöhte  
Gehalte von TOC3  und Sulfat festgestellt, wodurch die abgelagerten 
Böden überwiegend keine Z0-Qualität4 aufweisen. Ursächlich dafür 
sind mit sehr großer Wahrscheinlichkeit tagebaueigene Abraummas-
sen, die parallel im gleichen Bereich abgesetzt worden sind und für die 
keine Untersuchungspflicht bestand. 
 
Weiterführende Untersuchungen werden aus Sicht der Gutachterin 
nicht als erforderlich angesehen, solange keine Hinweise bzw. An-
haltspunkte auf konkrete Einbauorte belasteter Bodenmaterialien vor-
liegen, da sich aus den durchgeführten Untersuchungen keine konkre-
ten Anhaltspunkte für schädliche Bodenveränderungen bedingt durch 
fremd angelieferte Böden ergeben haben. 
 
Wie die Gutachterin zudem ausführt, haben sich keine Hinweise auf 
relevante Stofffreisetzungen aus diesen Böden in das Grundwasser im 
Zuge eines nach der Beendigung der Sümpfungsmaßnahmen erfol-
genden Grundwasserwiederanstiegs ergeben.  
 

                                            
3 Gesamter organischer Kohlenstoff 
4 Z0 - bodenschutzrechtliche Zuordnungsklasse für unbelastetes Bodenmaterial gem. 
Mitteilung M20 der Länderarbeitsgemeinschaft Abfall „Anforderungen an die stoffliche 
Verwertung von mineralischen Reststoffen/Abfällen – Technische Regeln –„ 
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Einer von RBS bzw. RWE Power AG beabsichtigten Überkippung der 
Verwertungsbereiche „Jüchen Alt“ steht aus Sicht der Gutachterin 
nichts entgegen. 

 
In einer ersten Einschätzung sehen die Prüfgutachter die Ergebnisse des 
im Auftrag der RBS erstellten Abschlussberichts zu den durchgeführten 
Untersuchungen und zu Handlungsempfehlungen als plausibel und nach-
vollziehbar an. Ein schriftlicher Bericht der von der Bezirksregierung Arns-
berg als Bergbehörde beauftragten Prüfgutachter liegt jedoch noch nicht 
vor. 
 
Hinsichtlich der Bewertung der Ergebnisse ist zu berücksichtigen, dass 
die in den relativ großflächigen Verwertungsbereichen rasterförmig vor-
genommenen Probenahmen u.U. kleinräumige Einbauorte mit mutmaß-
lich belastetem Material nicht erfasst haben könnten. Zu berücksichtigen 
ist auch, dass neben mutmaßlich belastetem Material (geschätzt bis 7% 
der Gesamtmasse aufgrund der Lieferscheinauswertung) auch große 
Mengen unbelastetes Material angeliefert und mit der eingesetzten Tech-
nik (Einschieben mit Planierraupen) eine Vermengung und ein lagenwei-
ser Einbau vorgenommen wurde. Falls daher aus den weiteren Ermittlun-
gen Hinweise bzw. Anhaltspunkte auf konkrete Einbauorte mit belastetem 
Material erfolgen sollten, wären gezielte Nachbeprobungen erforderlich.  
 
Im ressortübergreifenden Arbeitskreis besteht Einigkeit, dass vor einer 
Überkippung der Verwertungsbereiche mit tagebaueigenem Material zur 
Erfüllung der dem Bergbauunternehmen obliegenden Wiedernutzbarma-
chungsverpflichtungen fachgutachtlich bestätigt sein muss, dass auch 
nach einer Überkippung eine Nachbeprobung möglich ist, sofern zu ei-
nem späteren Zeitpunkt Hinweise auf konkrete Einbauorte mit belastetem 
Bodenmaterial bekannt würden. Zudem müssen Maßnahmen umsetzbar 
sein, mögliche Gefahren für Umweltschutzgüter abzuwehren. Im Rahmen 
eines späteren Grundwassermonitorings im Hinblick auf den Grundwas-
serwiederanstieg ist eine Überwachung der Qualität des Tagebaukippen-
wassers sicherzustellen. Entsprechende Ausführungen der Prüfgutachter 
hierzu stehen noch aus. 
 
Sachstand der Gefahrenermittlung in drei weiteren unter Bergauf-
sicht stehenden Tagebauen nach Hinweisen der ZeUK NRW 
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Nach den am 1. April 2025 vom LKA NRW, von der ZeUK NRW und wei-
terer Polizeibehörden vollstreckten Durchsuchungsbeschlüssen in dem 
Ermittlungskomplex "Boden NRW" in NRW hat die ZeUK NRW das Mi-
nisterium für Umwelt, Naturschutz und Verkehr des Landes Nordrhein-
Westfalen zu Zwecken der Gefahrenermittlung und bei Bedarf zur Gefah-
renabwehr über insgesamt 19 Hinweise auf Verdachtsflächen bzw. ver-
dächtige Firmen informiert. Drei dieser 19 Hinweise betrafen Betriebe un-
ter Bergaufsicht. Diese Hinweise hat das Ministerium für Umwelt, Natur-
schutz und Verkehr des Landes Nordrhein-Westfalen dem Ministerium für 
Wirtschaft, Industrie, Klimaschutz und Energie des Landes Nordrhein-
Westfalen weitergegeben. Beide Ministerien haben aufgrund dieser Hin-
weise die betroffenen Bodenschutz- und Abfallbehörden sowie die Berg-
behörde per Erlass vom 2. Mai 2025 aufgefordert, unmittelbar einzelfall-
bezogene Gefahrenermittlungen in die Wege zu leiten und darüber zu 
berichten. 
 
Aus den zwischenzeitlich vorgelegten Berichten ist festzustellen, dass 
sich die Gefahrenermittlung insgesamt komplex und aufwändig darstellt. 
Das ist u.a. darin begründet, dass die bisher übermittelten Hinweise z.T. 
nur unkonkrete oder auch keine Informationen bzgl. etwaiger Anliefe-
rungszeiträume, Anlieferungsmengen, Schadstoffbelastungen der ange-
lieferten Bodenmaterialien und konkreter Einbauorte enthalten. Ange-
sichts z.T. möglicherweise sehr großer Flächen, die als Einbauorte in Be-
tracht kommen, kann z.T. erst nach weiteren Hinweisen und Auswertun-
gen ermittelt werden, wo zielgerichtete Beprobungen sinnvoll sind. Der 
Zwischenstand bzgl. der Gefahrenermittlung in den drei Betrieben unter 
Bergaufsicht kann aktuell wie folgt zusammengefasst werden: 
 

• In zwei Fällen hat das Landesamt für Natur, Umwelt und Klima 
Nordrhein-Westfalen (LANUK) bereits Beprobungen durchgeführt, 
die derzeit labortechnisch analysiert werden. Hier sind die Ergeb-
nisse der Probenahmen vor einer Entscheidung über das weitere 
Vorgehen abzuwarten. Die Ergebnisse werden zeitnah erwartet. In 
einem Fall hat die Bergbehörde bereits weitergehende Beprobun-
gen veranlasst. Sobald konkretisierende Informationen hinzukom-
men bzw. von der ZeUK NRW überlassen werden, ist die Situation 
ggf. neu zu bewerten. 
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• In einem weiteren Fall besteht der Verdacht, dass auf einer Be-

triebsfläche asbesthaltige Abfälle illegal eingebaut wurden. Auf-
grund der Art des Einbaus – in gebundener Form – sind derzeit 
keine Umweltauswirkungen zu erwarten. Auch hier werden die 
weiteren Ergebnisse, insbesondere des staatsanwaltschaftlichen 
Ermittlungsverfahrens, abzuwarten sein. 
 
Zudem besteht der Verdacht, dass der Betreiber unzulässiger-
weise Gleisschotter für den Wegebau eingesetzt habe. Solches 
Material wurde bei der bergbehördlichen Prüfung vor Ort nicht fest-
gestellt. Soweit der Betreiber zu diesem Zweck Recycling-Materi-
alien eingebracht hat, sind diese nach Ende der Nutzung zu ent-
fernen und die ordnungsgemäße Entsorgung gegenüber der Berg-
behörde nachzuweisen. Umweltgefahren sind auch insofern der-
zeit nicht ersichtlich. Die Prüfung hierzu dauert noch an. 

 
Angesichts der anhängigen Ermittlungsverfahren können keine näheren 
Angaben zu etwa betroffenen Grundstücken oder Firmen gemacht wer-
den. Hierum hatte die ZeUK NRW ausdrücklich gebeten. 
 
Zu weiteren Betrieben unter Bergaufsicht (Tagebaue) 
 
Zurzeit ist in 34 Tagebauen, die auf der Grundlage des Bergrechts zuge-
lassen wurden, eine Entsorgung von Bodenmaterialien genehmigt. Da-
von erfolgen zurzeit in 27 Tagebauen Verfüllmaßnahmen. 
 
Die Verwertung von Boden in den bergrechtlich genehmigten Tagebauen 
erfolgt auf Grundlage von Betriebsplanzulassungen. In den Zulassungen 
sind Anforderungen an das Bodenmaterial gemäß der Mitteilung Nr. 20 
der Länderarbeitsgemeinschaft Abfall (LAGA) vom 6. November 2003 
bzw. der am 1. August 2023 in Kraft getretenen Mantelverordnung (Man-
telV) u.a. mit der geänderten Bundes-Bodenschutz- und Altlastenverord-
nung (BBodSchV) aufgenommen worden. Nebenbestimmungen in den 
Zulassungen sollen sicherstellen, dass eine ordnungsgemäße und 
schadlose Verwertung von standortfremdem Bodenaushub im Rahmen 
der Verfüllung des Tagebaus unter Berücksichtigung der Standortgege-
benheiten erfolgt. Bei Einhaltung der von der Bergbehörde formulierten 
Auflagen in den Zulassungen sind keine Folgeschäden durch die Verfüll-
tätigkeit zu erwarten. 
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Zu Probenahmen und Analysen sowie zur Freigabe des Einbaus von Bo-
denmaterialien in Verwertungsbereiche der Tagebaue: 
 
Zur Überprüfung der Anforderungen an das zur Verfüllung vorgesehene 
Bodenmaterial wurde mit den bergrechtlichen Betriebsplanzulassungen 
eine Eigenüberwachung sowie eine Fremdüberwachung festgelegt. 
 
Gemäß § 6 Abs. 6 Nr. 1 BBodSchV kann von einer analytischen Untersu-
chung von Bodenmaterial und Baggergut abgesehen werden, wenn sich 
bei einer Vorerkundung nach § 18 BBodSchV durch einen Sachverstän-
digen gemäß § 18 BBodSchG oder durch eine Person mit vergleichbarer 
Sachkunde keine Anhaltspunkte für eine Überschreitung der einschlägi-
gen Vorsorgewerte ergeben. Andernfalls hat der Unternehmer nach § 6 
Abs. 5 Satz 1 BBodSchV das Material spätestens vor dem Auf- oder Ein-
bringen zu untersuchen oder untersuchen zu lassen, soweit dies nicht 
bereits erfolgt ist. Folglich ist eine analytische Untersuchung am Ein-
bauort nur entbehrlich, wenn im Wege der Qualitätssicherung gewährleis-
test ist, dass das angelieferte Material mit dem zuvor am Entstehungsort 
deklarierten und eingestuften Material identisch ist. 
 
Sofern diese lückenlose Dokumentation der in der Regel durch Dritte 
durchgeführten Anlieferung des Bodenmaterials vom jeweiligen Her-
kunftsort bis zur Kippstelle im Tagebau nicht sichergestellt werden kann, 
wird eine regelmäßige systematische gutachterliche Beprobung und Un-
tersuchung des angelieferten und zunächst aufzuhaldenden Bodenmate-
rials vor dem Einbau im Rahmen einer Fremdüberwachung als unver-
zichtbar angesehen. Dafür hat eine Beprobung und Bewertung des Ma-
terials durch einen Gutachter/Sachverständigen oder durch eine Person 
mit vergleichbarer Sachkunde und eine Untersuchung durch eine akkre-
ditierte oder notifizierte Untersuchungsstelle auf Kosten der Betriebe zu 
erfolgen. Die Probenahme (Mischprobe) ist nach Annahme der Boden-
massen an dem in Mieten aufgehaldeten Material (3.000 oder 5.000 m³) 
durchführen zu lassen. 
 
Mit dem Vorgehen soll gewährleistet werden, dass ein ggf. unzulässig mit 
Schadstoffen belastetes Haufwerk frühzeitig erkannt und nicht zur Verfül-
lung eingesetzt wird. 
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Die Unternehmer haben nach § 6 Abs. 7 BBodSchV die Pflicht, die Un-
tersuchungsergebnisse nach § 6 Abs. 5 oder das Vorliegen der o. g. Vo-
raussetzungen nach § 6 Abs. 6 BBodSchV zu dokumentieren. Die Doku-
mente sind nach Beendigung der Auf- oder Einbringungsmaßnahme 
zehn Jahre aufzubewahren und der zuständigen Behörde auf Verlangen 
vorzulegen. Eine Übermittlung der Analyseergebnisse von Probeentnah-
men durch einen Fremdgutachter ist daher kein gesetzlich geregeltes Er-
fordernis. In der Regel wird in den Betriebsplanzulassungen die Auflage 
aufgenommen, dass die Fremdüberwachung im Betriebstagebuch fest-
zuhalten ist. Bei Abweichungen von den Qualitätsanforderungen der Zu-
lassungen ist die Bergbehörde zu informieren. 
 
An Nassauskiesungen, welche mit Fremdmaterial wieder verfüllt werden, 
werden weitergehende Anforderungen gestellt. Da angelieferte Fremd-
massen in einen Seekörper eingebracht werden, wird zur Überprüfung 
der Einhaltung der Anforderungen an das Verfüllmaterial ein Freigabe-
system in die Betriebsplanzulassung als Nebenbestimmung aufgenom-
men. Zur Erteilung der erforderlichen behördlichen Freigaben vor einem 
Einbau sind sowohl Deklarationsanalysen des Materials vom Entste-
hungsort vorzulegen, als auch Analyseergebnisse der durch einen 
Fremdgutachter durchzuführenden Überwachung des angelieferten und 
vor Ort aufgehaldeten Verfüllmaterials. Erst nach Prüfung der Einhaltung 
der Qualitätsanforderungen der Zulassung wird die schriftliche Freigabe 
zur Verfüllung des Materials durch die Bergbehörde erteilt. 
 
Vorgehen im Falle von Auffälligkeiten: 
 
In einigen Fällen sind bei der Überprüfung von Analysen beprobter Bo-
denmaterialien Auffälligkeiten festgestellt worden. Bei Abweichungen von 
den Qualitätsanforderungen der Zulassung ist dann über das weitere Vor-
gehen im Einzelfall zu entscheiden. Dabei gibt es vier Vorgehensweisen: 
 
1. Gemäß der LAGA M20 dürfen „auch die im Rahmen der Fremdüber-

wachung ermittelten Ergebnisse […] die jeweils einschlägigen Zuord-
nungswerte grundsätzlich nicht überschreiten. Ausnahmen sind uner-
hebliche und nicht systematische Überschreitungen. Die zulässige To-
leranz (unerhebliche Überschreitung) hängt vom betrachteten Parame-
ter und der Höhe des Zuordnungswertes ab.“ Die zulässige Toleranz 
für die jeweiligen Parameter ist in der LAGA-M20 dargestellt. Sollte die 
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Prüfung ergeben, dass es sich um solche „zulässigen Überschreitun-
gen“ handelt, wird der Einbau des Materials gestattet. 

 
2. Im Falle von nicht zulässigen Überschreitungen wird eine Nachbepro-

bung auf Kosten des Unternehmers gefordert. Wenn die Nachbepro-
bungen keine Überschreitungen ergeben, darf das Material ebenfalls 
eingebaut werden, da in diesen Fällen keine systematische Über-
schreitung vorliegt. Auch dieses Vorgehen ist an die LAGA M20 ange-
legt. 

 
3. Im Rahmen der Fremdüberwachung kann bei festgestellten Über-

schreitungen auch eine gutachterliche Stellungnahme vorgelegt wer-
den, die darlegt, weshalb die Bodenmiete trotz festgestellter Über-
schreitungen dennoch für den Einbau geeignet ist. Nach einer Plausi-
bilitätsprüfung des Gutachtens wird einzelfallbezogen entschieden, ob 
dem Gutachten gefolgt werden kann (Einbau gestattet) oder nicht (Ma-
terial muss entsorgt werden). 

 
4. Sofern entschieden wird, dass das beprobte Material nicht für den Ein-

bau geeignet ist (bei unzulässigen Überschreitungen oder systemati-
schen Überschreitungen), wird der Unternehmer durch die Bergbe-
hörde aufgefordert, das Material fachgerecht zu entsorgen und die Ent-
sorgungsnachweise bzw. Lieferscheine, die die Abfuhr aus dem Tage-
bau belegen, zu übermitteln.  

 
Angesichts des Datenumfangs der dazu bei der Bergbehörde vorliegen-
den Unterlagen und der Frist zur Berichterstattung ist die Bergbehörde 
nicht in der Lage, die in der Berichtsbitte der Fraktion der SPD vom 4. 
Juni 2025 erbetenen Angaben zur Anzahl der Probenahmen nach Jahren 
und Standorten und zu möglichen Auffälligkeiten seit Beginn der jeweili-
gen Verfüllung in der zur Verfügung stehenden Zeit für alle Betriebe zu-
sammenzustellen. Hierbei ist zu bedenken, dass der Verfüllbeginn teil-
weise Jahrzehnte zurückliegen kann. 
 
Im vorliegenden Bericht wird in der beigefügten Anlage angegeben, wie 
oft die Bergbehörde in den vergangenen fünf Jahren in den Tagebauen, 
in denen aktuell eine Verfüllung angenommener Bodenmaterialien statt-
findet, behördliche Kontrollen durchgeführt hat. Die dort aufgeführten 
bergaufsichtlichen Kontrolltätigkeiten erfolgten im Rahmen der allgemei-
nen Aufsicht gemäß § 69 Bundesberggesetz. Sie dienten daher nicht in 
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jedem der genannten Termine ausschließlich oder konkret der Kontrolle 
der Verfülltätigkeiten, sondern - mit jeweils unterschiedlichen Schwer-
punkten - der Kontrolle hinsichtlich der Einhaltung vielfältiger gesetzlicher 
Anforderungen und der in Betriebsplanzulassungen festgelegten Neben-
bestimmungen durch den Unternehmer insgesamt. Auch hier ist anzu-
merken, dass aufgrund der Frist zur Berichterstattung eine über die ver-
gangenen fünf Jahre hinausgehende Auswertung durch die Bergbehörde 
nicht leistbar war. 
 
Prüfung von Verbesserungsmöglichkeiten bei bestehenden Kon-
trollmechanismen und entsprechenden Vorgaben 
 
Bereits in der vorangegangenen Berichterstattung an den Unteraus-
schuss Bergbausicherheit hat die Landesregierung über die beabsichtigte 
Prüfung berichtet, welche Verbesserungen beim (bundesrechtlichen) 
Rechtsrahmen und in den Abläufen auf dem gesamten Entsorgungsweg 
möglich und umsetzbar sind, um vergleichbaren Fällen von Umweltkrimi-
nalität in Zukunft besser vorbeugen zu können. 
 
Die Landesregierung (Ministerium für Umwelt, Naturschutz und Verkehr 
des Landes Nordrhein-Westfalen federführend) hat einen Erfahrungsaus-
tausch zum Transport und zur Überwachung nicht gefährlicher Abfälle vor 
dem Hintergrund der aktuellen Ermittlungen zu vermeintlich illegal ent-
sorgtem Bodenaushub in Nordrhein-Westfalen initiiert. Zunächst in einem 
behördeninternen Erfahrungsaustausch werden die bestehenden Kon-
trollmechanismen bei der Entsorgung von Bodenaushub in Form von 
nicht gefährlichem Abfall evaluiert. Darauf aufbauend sollen Vorschläge 
für ggf. erforderliche Anpassungen von abfallrechtlichen Vorschriften, wie 
zum Beispiel der Nachweisverordnung, erarbeitet werden. Zudem soll be-
leuchtet werden, wie im geltenden Rechtsrahmen die Überwachung der 
Entsorgung nicht gefährlicher Abfälle aus Baumaßnahmen effektiver ge-
staltet werden kann.  
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